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§ 0. Allgemeines

1. Um den Textfluß nicht zu stören wurde bei den
Funktionsbezeichnungen durchgehend die gram-
matikalisch maskuline Bezeichnung gewählt. Es
sind, sofern nicht ausdrücklich anders angege-
ben, stehts sowohl Männer als auch Frauen ge-
meint.

§ 1. Name, Sitz und Tätigkeitsbereich

1. Der Verein führt den Namen ’Arbeitsgemein-
schaft Arbeits- und Ausbildungsstandards für den
Sanitätsdienst’, abgekürzt ’ARGE AASS’.

2. Die englische Übersetzung lautet ’Association
for operational and educational standards for
emergency medical services’.

3. Er hat seinen Sitz in Wien und erstreckt sei-
ne Tätigkeit weltweit mit besonderem Fokus
auf Österreich, Südtirol, Deutschland und die
Schweiz, sowie auf die anderen österreichischen
Nachbarstaaten.

4. Die Errichtung von Zweigvereinen ist nicht be-
absichtigt.

§ 2. Zweck

1. Er bezweckt die Entwicklung, Wartung, Quali-
tätssicherung, Anpassung, Verbreitung und Leh-
re von wissenschaftlich und sachlich fundier-
ten Arbeits- und Ausbildungsstandards für den
Sanitätsdienst (AASS), sowie die wissenschaft-
liche Forschungstätigkeit in diesem Gebiet. Die
Arbeits- und Ausbildungsstandards sollen der
Allgemeinheit zu Gute kommen und in dazu ge-
eigneter Form zugänglich gemacht werden.

2. Ferner bezweckt der Verein die Weiterentwick-
lung der Entwicklungswerkzeuge, die bei der Er-
stellung der Arbeits- und Ausbildungsstandards
zum Einsatz kommen. Diese Weiterentwicklun-
gen sollen ebenfalls der Allgemeinheit zu Gute
kommen und frei zugänglich gemacht werden.

3. Der Verein verfolgt gemeinnützige Ziele gem.
§§ 34-47 BAO, seine Tätigkeiten sind nicht auf
Gewinn ausgerichtet.
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§ 3. Mittel zur Erreichung des
Vereinszwecks

1. Der Vereinszweck soll durch die in Abs. 2 und
Abs. 3 angeführten ideellen und materiellen Mit-
tel erreicht werden.

2. Als ideelle Mittel dienen:

a) Die Herausgabe des Werkes “Arbeits-
und Ausbildungsstandards für den Sanitäts-
dienst”, sowie dessen Wartung, Weiterent-
wicklung, Aktualisierung, Anpassung, Qua-
litätsicherung, Verbreitung und Verwaltung
der Lizenzgebahrung und Nutzungsrechte.

b) Lehr- und Vortragstätigkeit.

c) Wissenschaftliche Forschung und Diskurs.

d) Abhaltung und Durchführung von sowie
Teilnahme an Fachvorträgen, Lehrveran-
staltungen und sonstigen Fachveranstal-
tungen.

e) Weiterentwicklung und Veröffentlichung
von Verbesserungen der zur Erstellung der
AASS verwendeten Hilfmittel, insbesonders
der Textsatzsoftware, der Zusatzpakete und
Stilvorlagen.

f) Schaffung einer geeigneten Infrastruktur
für die genannten Punkte.

3. Die erforderlichen materiellen Mittel sollen auf-
gebracht werden durch

a) Mitgliedsbeiträge, Umlagen und Kostener-
sätze.

b) Subventionen, Spenden, Widmungen, letzt-
willige und sonstige Zuwendungen.

c) Einnahmen aus Aktivitäten gemäß
§ 3 Abs. 2.

d) Einkünfte aus Konsultationsdienstleistun-
gen.

§ 4. Arten der Mitgliedschaft

1. Die Mitglieder des Vereins gliedern sich in or-
dentliche, außerordentliche, fördernde und Eh-
renmitglieder.

2. Ordentliche Mitglieder sind jene, die sich voll an
der Vereinsarbeit beteiligen.

3. Außerordentliche Mitglieder sind solche, die
persönliches Interesse an der Vereinstätigkeit ha-
ben ohne sich jedoch in vollem Umfang zu betei-
ligen.

4. Fördernde Mitglieder sind solche, die die Ver-
einstätigkeit vor allem durch Zahlung eines er-
höhten Mitgliedsbeitrags fördern.

5. Ehrenmitglieder sind Personen, die hiezu wegen
besonderer Verdienste um den Verein ernannt
werden.

§ 5. Erwerb der Mitgliedschaft

1. Mitglieder des Vereins können alle physischen
Personen sowie juristische Personen und rechts-
fähige Personengesellschaften werden.

2. Über die Aufnahme von ordentlichen Mitglie-
dern entscheidet der Vorstand. Die Aufnahme
kann ohne Angabe von Gründen verweigert wer-
den. Der Vorstand hat bei der Entscheidung ins-
besonders zu berücksichtigen:

a) Die fachliche und persönliche Eignung zum
Erreichen des Vereinszweckes.

b) Die einschlägige Berufs- und Tätigkeitser-
fahrung.

c) Die persönliche Integrität und Zuverlässig-
keit.

d) Die Gesinnung gegenüber Mitmenschen
und das Bekenntnis zum Altruismus.

e) Die Beweggründe dem Verein beizutreten.

3. Über die Aufnahme von außerordentlichen Mit-
gliedern entscheidet der Vorstandsvorsitzende.
Im Falle einer Ablehnung eines Aufnahmeantra-
ges ist dieser durch den Vorstandsvorsitzenden
bei der nächsten Sitzung des Vorstandes diesem
vorzulegen. Der Vorstand entscheidet dann als
zweite Instanz über den Aufnahmeantrag. Die
Aufnahme kann ohne Angabe von Gründen ver-
weigert werden.

4. Bis zur Entstehung des Vereins erfolgt die vor-
läufige Aufnahme von ordentlichen und außer-
ordentlichen Mitgliedern durch die Vereinsgrün-
der, im Fall eines bereits bestellten Vorstands
durch diesen. Diese Mitgliedschaft wird erst mit
Entstehung des Vereins wirksam. Wird ein Vor-
stand erst nach Entstehung des Vereins bestellt,
erfolgt auch die (definitive) Aufnahme ordentli-
cher und außerordentlicher Mitglieder bis da-
hin durch die Gründer des Vereins.

5. Die Ernennung zum Ehrenmitglied erfolgt durch
den Vorstand mittels Zweidrittelmehrheit.
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§ 6. Beendigung der Mitgliedschaft

1. Die Mitgliedschaft erlischt durch Tod, bei juris-
tischen Personen und rechtsfähigen Personenge-
sellschaften durch Verlust der Rechtspersönlich-
keit, durch freiwilligen Austritt und durch Aus-
schluss.

2. Der Austritt kann nur zum Letzten des Mo-
nats erfolgen. Er muss dem Vorstand mindes-
tens 1 Monat vorher schriftlich mitgeteilt wer-
den. Erfolgt die Anzeige verspätet, so ist sie erst
zum nächsten Austrittstermin wirksam. Für die
Rechtzeitigkeit ist das Datum der Postaufgabe
maßgeblich. Der Mitgliedsbeitrag ist für das ge-
samte Kalenderjahr zu entrichten.

3. Der Vorstand kann ein Mitglied ausschließen,
wenn dieses trotz zweimaliger schriftlicher Mah-
nung unter Setzung einer angemessenen Nach-
frist länger als sechs Monate mit der Zahlung
der Mitgliedsbeiträge im Rückstand ist. Die Ver-
pflichtung zur Zahlung der fällig gewordenen
Mitgliedsbeiträge bleibt hievon unberührt.

4. Der Ausschluss eines Mitglieds aus dem Verein
kann vom Vorstand auch wegen grober Verlet-
zung anderer Mitgliedspflichten und wegen un-
ehrenhaften Verhaltens verfügt werden.

5. Die Aberkennung der Ehrenmitgliedschaft kann
aus den unter Abs. 4 genannten Gründen von der
Generalversammlung über Antrag des Vorstands
beschlossen werden.

§ 7. Rechte und Pflichten der Mitglieder

1. Die Mitglieder sind berechtigt, an allen Ver-
anstaltungen des Vereins teilzunehmen und die
Einrichtungen des Vereins zu beanspruchen, so-
fern dies dem Erreichen der Vereinsziele dient.
Das Stimmrecht in der Generalversammlung so-
wie das aktive und passive Wahlrecht steht nur
den ordentlichen Mitgliedern und den Ehrenmit-
gliedern zu.

2. Jedes Mitglied ist berechtigt, vom Vorstand die
Ausfolgung der Statuten zu verlangen.

3. Mindestens ein Zehntel der Mitglieder kann
vom Vorstand die Einberufung einer Generalver-
sammlung verlangen.

4. Die Mitglieder sind in jeder Generalversamm-
lung vom Vorstand über die Tätigkeit und fi-
nanzielle Gebarung des Vereins zu informieren.
Wenn mindestens ein Zehntel der Mitglieder dies
unter Angabe von Gründen verlangt, hat der

Vorstand den betreffenden Mitgliedern eine sol-
che Information auch sonst binnen vier Wochen
zu geben.

5. Die Mitglieder sind vom Vorstand über den ge-
prüften Rechnungsabschluss (Rechnungslegung)
zu informieren. Geschieht dies in der General-
versammlung, sind die Rechnungsprüfer einzu-
binden.

6. Die Mitglieder sind verpflichtet, die Interessen
des Vereins nach Kräften zu fördern und alles
zu unterlassen, wodurch das Ansehen und der
Zweck des Vereins Abbruch erleiden könnte. Sie
haben die Vereinsstatuten und die Beschlüsse
der Vereinsorgane zu beachten.

7. Die ordentlichen und außerordentlichen Mit-
glieder sind zur pünktlichen Zahlung der Bei-
trittsgebühr und der Mitgliedsbeiträge in der
von der Generalversammlung beschlossenen Hö-
he verpflichtet.

§ 8. Vereinsorgane

Organe des Vereins sind die Generalversammlung (§ 9
und § 10), der Vorstand (§ 11 bis § 13e), die Rech-
nungsprüfer (§ 14) und das Schiedsgericht (§ 16).

§ 9. Generalversammlung

1. Die Generalversammlung ist die Mitgliederver-
sammlung im Sinne des Vereinsgesetzes 2002. Ei-
ne ordentliche Generalversammlung findet alle
vier Jahre statt.

2. Eine außerordentliche Generalversammlung
findet auf

a) Beschluss des Vorstands oder der ordentli-
chen Generalversammlung,

b) schriftlichen Antrag von mindestens einem
Zehntel der Mitglieder,

c) Verlangen der Rechnungsprüfer (ğ 21 Abs. 5
erster Satz VereinsG),

d) Beschluss der/eines Rechnungsprüfer/s
(ğ 21 Abs. 5 zweiter Satz VereinsG,
§ 11 Abs. 4 erster Satz dieser Statuten),

e) Beschluss eines gerichtlich bestellten Kura-
tors (§ 11 Abs. 4 letzter Satz dieser Statu-
ten)

binnen vier Wochen statt.

3. Sowohl zu den ordentlichen wie auch zu den
außerordentlichen Generalversammlungen sind
alle Mitglieder mindestens zwei Wochen vor
dem Termin schriftlich, mittels Telefax oder
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per E-Mail (an die vom Mitglied dem Ver-
ein bekanntgegebene Fax-Nummer oder E-Mail-
Adresse) einzuladen. Die Anberaumung der Ge-
neralversammlung hat unter Angabe der Tages-
ordnung zu erfolgen.

4. Die Einberufung erfolgt durch den Vorstand
(Abs. 1 und Abs. 2a Abs. 2c), durch die/einen
Rechnungsprüfer (Abs. 2d) oder durch einen ge-
richtlich bestellten Kurator (Abs. 2e).

5. Anträge zur Generalversammlung sind mindes-
tens drei Tage vor dem Termin der Generalver-
sammlung beim Vorstand schriftlich, mittels Te-
lefax oder per E-Mail einzureichen.

6. Eine vom Vorstand zu bildende provisorische
Antragsprüfungskommission hat über diese An-
träge zu beraten und sie mit allfälligen eige-
nen Zusatzvorschlägen den Teilnahmeberechtig-
ten an der Generalversammlung in geeigneter
Weise (allenfalls an einer Anschlagtafel) bekannt
zu geben. Wird die Generalversammlung von der
Gruppenkontrolle einberufen, hat die Gruppen-
kontrolle auch das Antragsprüfungsrecht.

7. Dringlichkeitsanträge können auch während der
Gruppenhauptversammlung von den stimmbe-
rechtigten Teilnehmern eingebracht werden. Sol-
che Anträge müssen, sofern sie von zumindest
der Hälfte der anwesenden Stimmberechtigten
unterstützt werden, noch in der laufenden Grup-
penhauptversammlung behandelt werden, an-
dernfalls sind sie dem Gruppenvorstand zur wei-
teren Behandlung zuzuweisen.

8. Gültige Beschlüsse ausgenommen solche über ei-
nen Antrag auf Einberufung einer außerordent-
lichen Generalversammlung können nur zur Ta-
gesordnung und aufgrund von mit der entspre-
chenden Mehrheit versehenen Dringlichkeitsan-
trägen gefasst werden.

9. Bei der Generalversammlung sind alle Mitglieder
teilnahmeberechtigt. Stimmberechtigt sind nur
die ordentlichen Mitglieder, von denen jedes Mit-
glied hat eine Stimme hat. Die Übertragung des
Stimmrechts auf ein anderes Mitglied im Wege
einer schriftlichen Bevollmächtigung ist zulässig.

10. Die Generalversammlung ist ohne Rücksicht auf
die Anzahl der Erschienenen beschlussfähig.

11. Die Wahlen und die Beschlussfassungen in der
Generalversammlung erfolgen in der Regel mit
einfacher Mehrheit der abgegebenen gültigen
Stimmen. Beschlüsse, mit denen das Statut des
Vereins geändert oder der Verein aufgelöst wer-
den soll, bedürfen jedoch einer qualifizierten

Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen gül-
tigen Stimmen.

12. Den Vorsitz in der Generalversammlung führt
Vorstandsvorsitzende, bei dessen Verhinderung
sein Stellvertreter. Wenn auch dieser verhindert
ist, so führt das an Jahren älteste anwesende
Vorstandsmitglied den Vorsitz.

13. Am Beginn der Gruppenhauptversammlung hat
der Vorsitzende die Bestätigung der Tagesord-
nung und der Antragsprüfungskommission und
mindestens eines Protokollführers zu veranlas-
sen.

§ 10. Aufgaben der Generalversammlung

Der Generalversammlung sind folgende Aufgaben vor-
behalten:

1. Beschlussfassung über den Voranschlag;

2. Entgegennahme und Genehmigung des Rechen-
schaftsberichts und des Rechnungsabschlusses
unter Einbindung der Rechnungsprüfer;

3. Wahl und Enthebung der Mitglieder des Vor-
stands und der Rechnungsprüfer;

4. Genehmigung von Rechtsgeschäften zwischen
Rechnungsprüfern und Verein;

5. Entlastung des Vorstands;

6. Festsetzung der Höhe der Beitrittsgebühr und
der Mitgliedsbeiträge für ordentliche und für au-
ßerordentliche Mitglieder;

7. Aberkennung der Ehrenmitgliedschaft;

8. Beschlussfassung über Statutenänderungen und
die freiwillige Auflösung des Vereins;

9. Beratung und Beschlussfassung über sonstige
auf der Tagesordnung stehende Fragen.

§ 11. Vorstand

1. Der Vorstand besteht aus sechs ordentlichen
Mitgliedern, und zwar aus

a) dem Vorstandsvorsitzenden (chair-
man),

b) dessen Stellvertreter (vice-chairman),
c) dem Finanzreferenten (chief financial

officer),
d) dem Schriftführer (secretary of the

board),
e) dem Sprecher der Autoren (spokesman

of the authors) und dem
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f) Medizinisch-wissenschaftlichen Refe-
renten (medical officer of the board).

g) Eine Person darf auch mehrere Vorstands-
positionen inne haben. Ein Mitglied des
Vorstands hat maximal eine Stimme.

h) Als Mitglieder des Vorstandes sind nur phy-
sische Personen zulässig.

i) Darüber hinaus kann der Vorstand beraten-
de Mitglieder (advisors of the board) be-
stimmen. Die beratenden Mitglieder erlan-
gen dadurch kein Stimmrecht. Sie nehmen
an den Sitzungen des Vorstands teil und
müssen zur Tagesordnung angehört werden.

2. Der Vorstand wird von der Generalversammlung
gewählt.

3. Der Vorstand kann andere wählbare Mitglieder
kooptieren, welche Vorstandsmitglieder bei Ver-
hinderung vertreten.

a) Eine Kooptierung hat für eine bestimmte
Vorstandsposition zu erfolgen. Eine Koop-
tierung für die Position des Vorstandsvor-
sitzenden ist nicht möglich.

b) Werden für eine Vorstandsfunktion mehre-
re Personen kooptiert, so ist die Reihenfolge
der Vetretung zu bestimmen., ansonsten er-
gibt sich die Reihenfolge aus dem Alter in
Jahre, in absteigender Reihenfolge.

c) Scheidet ein gewähltes Mitglied des Vor-
stands dauerhaft aus und wird dauerhaft
durch ein kooptiertes Mitglied ersetzt ist
nachträglich die Genehmigung in der nächs-
ten Generalversammlung einzuholen.

d) Die Kooptierung kann durch den Vorstand
beendet oder vom Kooptierten zurückge-
legt werden und endet spätestens mit dem
Ende der Funktionsperiode des Vorstands.

e) Solange ein kooptiertes Mitglied kein ge-
wähltes Mitglied des Vorstands ersetzt gilt
es als beratendes Mitglied des Vorstands
gem. § 11 Abs. 1i.

f) Im Fall der Verhinderung tritt für den Vor-
standsvorsitzenden dessen statutenmäßi-
ger Stellvertreter, sonst die für die entspre-
chende Position kooptierten Stellvertreter
an die Stelle des Verhinderten,

g) Ist der Vorstandsvorsitzende verhindert
tritt an seine Stelle sein Stellvertreter. Die-
ser wird wiederum durch seinen kooptierten
Stellvertreter vertreten, sofern ein solcher
bestimmt wurde.

h) Ist eine Vetretung durch Kooptierung nicht
möglich so übernimmt

i. bei Verhinderung des Finanzreferenten
der Schriftführer dessen Aufgaben,

ii. bei Verhinderung des Schriftführers der
Sprecher der Autoren dessen Aufgaben,

iii. bei Verhinderung des Sprechers der
Autoren der Stellvertreter des Vor-
standsvorsitzenden dessen Aufgaben,

iv. und bei Verhinderung des Stellvertre-
ters des Vorstandsvorsitzenden der Fi-
nanzreferent dessen Aufgaben

i) Auch bei Erfüllung mehrerer Positionen hat
jede Person maximal eine Stimme im Vor-
stand.

4. Fällt der Vorstand ohne Selbstergänzung durch
Kooptierung überhaupt oder auf unvorherseh-
bar lange Zeit aus, so ist jeder Rechnungsprü-
fer verpflichtet, unverzüglich eine außerordent-
liche Generalversammlung zum Zweck der Neu-
wahl eines Vorstands einzuberufen. Sollten auch
die Rechnungsprüfer handlungsunfähig sein, hat
jedes ordentliche Mitglied, das die Notsituation
erkennt, unverzüglich die Bestellung eines Ku-
rators beim zuständigen Gericht zu beantragen,
der umgehend eine außerordentliche General-
versammlung einzuberufen hat.

5. Die Funktionsperiode des Vorstands beträgt
4 Jahre; Wiederwahl ist möglich. Jede Funkti-
on im Vorstand ist persönlich auszuüben.

6. Der Vorstand wird vom Vorsitzenden, bei Ver-
hinderung von dessen Stellvertreter, schriftlich
oder mündlich einberufen. Ist auch dieser auf
unvorhersehbar lange Zeit verhindert, darf jedes
sonstige Vorstandsmitglied den Vorstand einbe-
rufen.

7. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn alle sei-
ne Mitglieder eingeladen wurden und mindestens
die Hälfte von ihnen anwesend ist.

8. Der Vorstand fasst seine Beschlüsse mit einfa-
cher Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit
gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag.

9. Den Vorsitz führt der Vorsitzende, bei Verhin-
derung dessen Stellvertreter. Ist auch dieser ver-
hindert, obliegt der Vorsitz dem an Jahren ältes-
ten anwesenden Vorstandsmitglied oder jenem
Vorstandsmitglied, das die übrigen Vorstands-
mitglieder mehrheitlich dazu bestimmen.

10. Außer durch den Tod und Ablauf der Funkti-
onsperiode (Abs. 5) erlischt die Funktion eines
Vorstandsmitglieds durch Enthebung (Abs. 11)
und Rücktritt (Abs. 12).
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11. Die Generalversammlung kann jederzeit den ge-
samten Vorstand oder einzelne seiner Mitglieder
entheben. Die Enthebung tritt mit Bestellung
des neuen Vorstands bzw. Vorstandsmitglieds in
Kraft.

12. Die Vorstandsmitglieder können jederzeit
schriftlich ihren Rücktritt erklären. Die Rück-
trittserklärung ist an den Vorstand, im Falle des
Rücktritts des gesamten Vorstands an die Gene-
ralversammlung zu richten. Der Rücktritt wird
erst mit Wahl bzw Kooptierung (Abs. 3) eines
Nachfolgers wirksam.

§ 12. Aufgaben des Vorstands

1. Dem Vorstand obliegt die Leitung des Vereins.
Er ist das Leitungsorgan im Sinne des Vereinsge-
setzes 2002. Ihm kommen alle Aufgaben zu, die
nicht durch die Statuten einem anderen Vereins-
organ zugewiesen sind.

2. In seinen Wirkungsbereich fallen insbesondere
folgende Angelegenheiten:

a) Einrichtung eines den Anforderungen des
Vereins entsprechenden Rechnungswesens
mit laufender Aufzeichnung der Einnah-
men/Ausgaben und Führung eines Vermö-
gensverzeichnisses als Mindesterfordernis;

b) Erstellung des Jahresvoranschlags, des Re-
chenschaftsberichts und des Rechnungsab-
schlusses;

c) Vorbereitung und Einberufung der Ge-
neralversammlung in den Fällen des
§ 9 Abs. 1 und Abs. 2a Abs. 2c dieser Sta-
tuten;

d) Information der Vereinsmitglieder über die
Vereinstätigkeit, die Vereinsgebarung und
den geprüften Rechnungsabschluss;

e) Verwaltung des Vereinsvermögens;

f) Aufnahme und Ausschluss von ordentlichen
Vereinsmitgliedern;

g) Ausschluss und zweite Entscheidungsin-
stanz bezüglich der Aufnahme von außer-
ordentlichen Vereinsmitgliedern;

h) Aufnahme und Kündigung von Angestell-
ten des Vereins.

i) Die Festlegung der Lizenzgebahrung für
vom Verein erstellten Werken.

j) Die Festlegung einer Geschäftsordnung und
eines Arbeitsablaufes für die Erstellung von
Werken durch den Verein.

k) Der Vorstand kann Mitglieder von der
Pflicht zur Entrichtung von Mtgliedbeiträ-
gen befreien wenn dies im Interesse der
Vereins liegt oder aufgrund von erfolgten
Beiträgen des Mitglieds zur Erreichung des
Vereinszwecks oder aufgrund von sozialer
Bedürftigkeit. Die Befreiung ist zu begrün-
den.

§ 13. Besondere Obliegenheiten einzelner
Vorstandsmitglieder

§ 13a. Vorstandsvorsitzender

1. Die Kurzform ’Vorsitzender’ oder ’Vorsitzender
der ARGE AASS’ ist zulässig, wenn eine Ver-
wechslung mit dem Vorsitzenden eines ande-
ren Vereinsorgans oder Gremiums ausgeschlos-
sen ist.

2. Der Vorstandsvorsitzende führt die laufenden
Geschäfte des Vereins.

3. Der Vostandsvorsitzende vertritt den Verein
nach außen.

4. Bei Gefahr im Verzug ist der Vorstandsvorsitzen-
de berechtigt, auch in Angelegenheiten, die in
den Wirkungsbereich der Generalversammlung
oder des Vorstands fallen, unter eigener Verant-
wortung selbständig Anordnungen zu treffen; im
Innenverhältnis bedürfen diese jedoch der nach-
träglichen Genehmigung durch das zuständige
Vereinsorgan.

5. Der Vorstandsvorsitzende führt den Vorsitz in
der Generalversammlung und im Vorstand.

§ 13b. Schriftführer

1. Der Schriftführer führt die Protokolle der Gene-
ralversammlung und des Vorstands.

2. Der Schriftführer führt das Mitgliederverzeich-
nis.

§ 13c. Finanzreferent

1. Der Finanzreferent ist für die ordnungsgemäße
Geldgebarung des Vereins verantwortlich.

2. Er hebt die Mitgliedsbeiträge auf geeignete Wei-
se ein.

3. Er ist für die Rechnungslegung und das Inkasso
zuständig.

4. Der Finanzreferent unterstützt den Vorstands-
vorsitzenden bei der Führung der Vereinsge-
schäfte.
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§ 13d. Sprecher der Autoren

1. Der Sprecher der Autoren nimmt die Interessen
der Autoren und Beitragenden gem. § 15 Abs. 2
war und vermittelt bei Konflikten.

§ 13e. Medizinisch-wissenschaftlicher Referent

1. Der Medizinisch-wissenschaftliche Referent
berät die Vereinsorgane in medizinisch-
wissenschaftlichen Fragen und hat die medizi-
nische und wissenschaftliche Aufsicht inne.

2. Er soll ein Arzt mit der Berechtigung zur
selbstständigen Berufsausübung sein. Kooptier-
te Stellvertreter sollen eine wissenschaftliche Bil-
dung aufweisen.

§ 13f. Gültigkeit schriftlicher Ausfertigungen und
Zeichnungsberechtigungen

1. Schriftliche Ausfertigungen des Vereins bedür-
fen zu ihrer Gültigkeit der Unterschriften des
Vostandsvorsitzenden und des Finanzreferenten.
Rechtsgeschäfte zwischen Vorstandsmitgliedern
und Verein bedürfen der Zustimmung eines an-
deren Vorstandsmitglieds.

2. Rechtsgeschäftliche Bevollmächtigungen, den
Verein nach außen zu vertreten bzw. für ihn
zu zeichnen, können ausschließlich von den
in Abs. 1 genannten Vorstandsmitgliedern erteilt
werden.

§ 14. Rechnungsprüfer

1. Zwei Rechnungsprüfer werden von der General-
versammlung auf die Dauer von 4 Jahren ge-
wählt. Wiederwahl ist möglich. Die Rechnungs-
prüfer dürfen keinem Organ mit Ausnahme der
Generalversammlung angehören, dessen Tätig-
keit Gegenstand der Prüfung ist.

2. Den Rechnungsprüfern obliegt die laufende Ge-
schäftskontrolle sowie die Prüfung der Finanz-
gebarung des Vereins im Hinblick auf die Ord-
nungsmäßigkeit der Rechnungslegung und die
statutengemäße Verwendung der Mittel. Der
Vorstand hat den Rechnungsprüfern die erfor-
derlichen Unterlagen vorzulegen und die erfor-
derlichen Auskünfte zu erteilen. Die Rechnungs-
prüfer haben dem Vorstand über das Ergebnis
der Prüfung zu berichten.

3. Rechtsgeschäfte zwischen Rechnungsprüfern und
Verein bedürfen der Genehmigung durch die Ge-
neralversammlung. Im Übrigen gelten für die
Rechnungsprüfer die Bestimmungen des § 11
Abs. 10 bis Abs. 12 sinngemäß.

§ 15. Besondere Regelungen bezüglich der
Ausarbeitung der Arbeits- und
Ausbildungsstandards

1. Die gem. § 2 ausgearbeiteten Arbeits- und
Ausbildungsstandards für den Sanitätsdienst
(AASS) sollen dem Wohl der Allgemeinheit die-
nen und dieser in geeigneter Form zugänglich ge-
macht werden.

2. Es soll aussenstehenden Fachleuten und Sach-
kundigen ermöglicht werden sich in geeigneter
Form an der Weiterentwicklung zu beteiligen
und ihre Erfahrung und ihr Wissen einzubrin-
gen.

3. Der Vorstand bestimmt über Zeitpunkt und Art
der Veröffentlichung sowie über deren genaue
Lizensierung. Die elektronische Veröffentlichung
soll kostenlos für die Allgemeinheit verfügbar
sein. Druckversionen, speziell angepasste Editio-
nen o.ä. können kostenpflichtig veräussert wer-
den. Die Erlöse müssen dem Vereinszweck zu
Gute kommen. Unfertige Vorab-, Entwurfs- oder
Entwicklungsversionen sollen nicht veröffentlicht
werden, sofern dies nicht für die Weiterentwick-
lung erforderlich ist.

4. Der Vorstand kann eine Redaktion, bestehend
aus einer oder mehreren Personen, bestimmen,
welche die Entscheidungen hinsichtlich des In-
halts der Arbeits- und Ausbildungsstandards
trifft. Wird eine solche Redaktion nicht be-
stimmt gilt der Vorstand als Redaktion.

5. Der Vorstand kann einen wissenschaftlichen Bei-
rat bestimmen, welcher die Redaktion und den
Vorstand hinsichtlich der Ausarbeitung und des
Inhalts der Arbeits- und Ausbildungsstandards
berät.

6. Der Vorstand kann weitere Gremien bestimmen
welche der Wartung, Weiterentwicklung, For-
schung, Aktualisierung, Anpassung, Lehre und
Qualitätsicherung der AASS dienen und diesen
Gremien Aufgaben zuweisen.

7. Der Vorstand bestimmt die Geschäftsordnung
für die Redaktion, den wissenschaftlichen Beirat,
den Gremien gem. Abs. 6 sowie für die Ausarbei-
tung der Arbeits- und Ausbildungsstandards.
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§ 16. Schiedsgericht

1. Zur Schlichtung von allen aus dem Vereinsver-
hältnis entstehenden Streitigkeiten ist das ver-
einsinterne Schiedsgericht berufen. Es ist eine
Schlichtungseinrichtung im Sinne des Vereins-
gesetzes 2002 und kein Schiedsgericht nach den
§§ 577 ff ZPO.

2. Das Schiedsgericht setzt sich aus drei ordentli-
chen Vereinsmitgliedern zusammen. Es wird der-
art gebildet, dass ein Streitteil dem Vorstand
ein Mitglied als Schiedsrichter schriftlich nam-
haft macht. Über Aufforderung durch den Vor-
stand binnen sieben Tagen macht der andere
Streitteil innerhalb von 14 Tagen seinerseits ein
Mitglied des Schiedsgerichts namhaft. Nach Ver-
ständigung durch den Vorstand innerhalb von
sieben Tagen wählen die namhaft gemachten
Schiedsrichter binnen weiterer 14 Tage ein drit-
tes ordentliches Mitglied zum Vorsitzenden des
Schiedsgerichts. Bei Stimmengleichheit entschei-
det unter den Vorgeschlagenen das Los. Die Mit-
glieder des Schiedsgerichts dürfen keinem Organ
mit Ausnahme der Generalversammlung ange-

hören, dessen Tätigkeit Gegenstand der Streitig-
keit ist.

3. Das Schiedsgericht fällt seine Entscheidung nach
Gewährung beiderseitigen Gehörs bei Anwesen-
heit aller seiner Mitglieder mit einfacher Stim-
menmehrheit. Es entscheidet nach bestem Wis-
sen und Gewissen. Seine Entscheidungen sind
vereinsintern endgültig.

§ 17. Freiwillige Auflösung des Vereins

1. Die freiwillige Auflösung des Vereins kann nur
in einer Generalversammlung und nur mit Zwei-
drittelmehrheit der abgegebenen gültigen Stim-
men beschlossen werden.

2. Diese Generalversammlung hat auch sofern Ver-
einsvermögen vorhanden ist über die Abwick-
lung zu beschließen. Insbesondere hat sie ei-
nen Abwickler zu berufen und Beschluss dar-
über zu fassen, wem dieser das nach Abdeckung
der Passiven verbleibende Vereinsvermögen zu
übertragen hat. Dieses Vermögen muß einer
gemeinnützigen oder mildtätigen Organisation
gem. §§ 34-47 BAO zufallen, die gleiche oder
ähnliche Zwecke wie dieser Verein verfolgt, sonst
Zwecken der Sozialhilfe. Unter keinen Umstän-
den darf das Vermögen den Mitgliedern zufallen.
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